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Mehr Freiheit. Mehr Flexibilität. Mehr Fortschritt. 
10 Weichenstellungen für einen neuen Innovationsrahmen  

 
 
Deutschland steht in einer Phase tiefgreifender technologischer, wirtschaftlicher und 
gesellschaftlicher Transformation. Wissenschaft, Forschung und Transfer sind die 
entscheidenden Hebel, um die Wettbewerbsfähigkeit, Resilienz und Zukunftsfähigkeit 
Deutschlands zu sichern. Es besteht ein Spannungsverhältnis zwischen 
Innovationsbedarf, komplexer Bürokratie und dem bestehenden Rechtsrahmen, das 
es zu adressieren und auszugleichen gilt.  
 
Das von der Bundesregierung angekündigte Innovationsfreiheitsgesetz ist ein 
zentraler Pfeiler für einen Innovationsrahmen und bietet die Chance, 
Forschungseinrichtungen, Hochschulen und Innovationsakteuren neue Freiräume zu 
eröffnen und Regelungsstrukturen zu modernisieren. Auch die großen 
Wissenschaftsorganisationen und die Hochschulen haben klare Erwartungen an das 
Innovationsfreiheitsgesetz. 
 
Die Länder sind sich einig. Es braucht einen neuen Innovationsrahmen. Für das 
deutsche Wissenschaftssystem spielt das geplante Innovationsfreiheitsgesetz hierbei 
eine zentrale Rolle. Das geplante Innovationsfreiheitsgesetz muss deshalb einen 
echten Systemwechsel einleiten, weg von kleinteiliger Steuerung, hin zu einem 
forschungsfreundlicheren und innovationsoffeneren Ordnungsrahmen. Die Länder 
unterstützen dieses Ziel und halten folgende Eckpunkte für ein Gelingen für 
unerlässlich:  
 
 
Für mehr Rückenwind von datengetriebener Forschung und KI-Entwicklungen in 
Deutschland: 

1. Forschungsfreundliche Regelungen zur Datenverarbeitung  
Die aktuellen, datenschutzrechtlichen Vorgaben erschweren insbesondere 
datenintensive Forschung in Medizin, Künstliche Intelligenz (KI), Sozial- und 
Umweltwissenschaften. Beispielhaft sind hierfür die Potenziale durch KI-
Anwendungen: Aufgrund der dortigen Regelungen erhalten US-Amerikanische KI-
Unternehmen immer größere Wettbewerbsvorteile gegenüber europäischen und 
deutschen Unternehmen, da diese ihre KI-Modelle nicht mit ausreichenden 
Datensätzen trainieren, nutzen und weiterentwickeln können. Vor diesem Hintergrund 
braucht es klar definierte Bereichsausnahmen bzw. vereinfachte Verfahren für 
wissenschaftliche Zwecke, damit die Forschung Daten effizient technologisch- und 
rechtssicher nutzen, verarbeiten und austauschen kann, ohne den Schutz 
personenbezogener Daten aufzugeben. Zugleich erschweren unterschiedliche 
Auslegungen datenschutzrechtlicher Vorgaben sowie Prüf- und 
Genehmigungspraktiken standort- und länderübergreifende 
Forschungskooperationen sowie die Entwicklung vertrauenswürdiger KI-
Anwendungen.  
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Die Wissenschaftsministerkonferenz fordert deshalb: 

 Ein zielgenaues, gesetzlich einheitlich ausgestaltetes Forschungsprivileg für die 
wissenschaftliche Datenverarbeitung mit einheitlichen Prämissen für 
Datenschutz und -sicherheit 

 Flexibilisierung der institutionsübergreifenden Datenverarbeitung durch 
forschungsnahe Unternehmen und forschende Einrichtungen im Rahmen der 
Umsetzung der DSGVO  

 Bundesweite Clearingstelle für Forschungsdatenschutz  

 Standardisierte Muster-Einwilligungen  

 Privilegierung synthetischer Daten  

 Innovationsfreundliche und europarechtskonforme Rahmenbedingungen für die 
Entwicklung vertrauenswürdiger KI-Anwendungen auf Basis wissenschaftlicher 
Datenräume (z.B. erleichterte Nutzung pseudonymisierter Daten für 
wissenschaftliche Zwecke)  

 Ermöglichung der Verknüpfung und Weiterverarbeitung von 
forschungsbezogenen Datenbeständen nach einheitlichen Verfahren und 
Berücksichtigung innovations- und industriefreundliche Anschlussfähigkeit 
beim Ausbau souveräner nationaler Forschungsdateninfrastrukturen 

 Bundeseinheitliche Regelungen für die Nutzung von Daten zu 
Forschungszwecken zu schaffen durch die Harmonisierung von 
Bundesdatenschutzgesetzen sowie Fachgesetzen (Gesundheit, Sozialdaten, 
Statistik, Hochschulrecht) und die Vermeidung divergierender Begriffe und 
unterschiedlicher Voraussetzungen für Forschungsdatenverarbeitung 
 

 
Für flexiblere Arbeitsbedingungen und passgenaue Lösungen für die Bedürfnisse von 
Forscherinnen und Forschern: 

2. Bereichsausnahmen beim Arbeitsschutz und Arbeitszeiterfassungsrecht 
Forschung folgt oft projektbezogenen, internationalen und nicht standardisierten 
Arbeitsabläufen. Starre Vorgaben des Arbeitszeit- und Arbeitsschutzrechts passen nur 
eingeschränkt zu Versuchsbetrieb, Feldforschung oder zeitkritischen Projektphasen. 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler dürfen nicht von Vorgaben behindert 
werden, die aus wissenschaftsfernen Motiven gesetzt wurden. So muss die Betreuung 
technischer Geräte, chemischer Verfahrensschritte, Laborarbeiten oder 
Versuchsanordnungen sinnvoll und an der Sache orientiert möglich sein und nicht 
durch starre Arbeitszeit- und Arbeitsschutzrechtsvorgaben erschwert werden. 
Erforderlich sind befristete, klar begrenzte Ausnahmen, die den Gesundheitsschutz 
der Beschäftigten sichern, Rechtssicherheit schaffen und zugleich wissenschaftliche 
Flexibilität ermöglichen. 
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Die Wissenschaftsministerkonferenz fordert deshalb: 
 Zielgerichtete Anpassungen im Arbeitszeitrecht, um den besonderen 

Anforderungen in Forschung und internationalen Kooperationen Rechnung zu 
tragen, z. B. durch Weiterentwicklungen bei der Betrachtung von Arbeitszeiten 
sowie im Einzelfall geeignete Regelungen für kontinuierliche Arbeitsprozesse 
und Zusammenarbeit über Zeitzonen hinweg 

 Vereinfachung der Arbeitszeiterfassung, etwa durch die Möglichkeit 
ergänzender, vereinfachter Dokumentationsformen (z. B. auf Wochenbasis),  

 Experimentierklauseln für wissenschaftliche Arbeitszeitmodelle  
 Flexiblere Ruhezeiten im internationalen Kontext  

 
 
Für schnelleres Bauen und beste Infrastruktur für unsere Forscherinnen und Forscher: 

3. Beschleunigung für Genehmigungen im Bau  
Forschungsbauten, Labore und Versuchsanlagen scheitern zu häufig an langen und 
komplexen Genehmigungsverfahren. Der Ausbau wissenschaftlicher Infrastruktur 
muss durch beschleunigte, digitalisierte und besser koordinierte Verfahren unterstützt 
werden. Ziel sind integrierte Prüfprozesse und kürzere Fristen, ohne Schutzstandards 
grundsätzlich aufzugeben. Auch bei Forschungsvorhaben ist die Balance von 
Naturschutz und Innovation forschungsfreundlicher auszugestalten, damit Vorhaben 
mit hohem gesellschaftlichem Mehrwert keine Verzögerungen erfahren. Weiterhin sind 
Erleichterungen bei der Vergabe von Bauleistungen sowie die Förderung alternativer 
Formen der Beschaffung für komplexe Großprojekte unabdingbar, um die 
Forschungsinfrastruktur in Deutschland schnell und kostengünstig zu modernisieren. 
 
Die Wissenschaftsministerkonferenz fordert deshalb: 

 Einführung von Genehmigungs- und Zustimmungsfiktionen in bundesrechtlich 
geregelten Fachverfahren für Forschungsinfrastruktur 

 Bauplanungsrechtliche Erleichterungen für die Umnutzung bestehender 
Gebäude zu Forschungs-, Labor- und Lehrzwecken 

 Bauplanungsrechtliche Erleichterungen für Bauten zu Forschungs-, Labor- und 
Lehrzwecken, u.a. Privilegierungen im Umwelt- und Immissionsschutzrecht, 
z.B. bei Lärm- und Betriebszeitregelungen (Sonderschwellenwerte) 

 Einführung digitaler und paralleler Verfahrensabläufe für Genehmigungs- und 
Beteiligungsverfahren bei Hochschul- und Forschungsbauten 

 Vergabeerleichterungen in Anlehnung an das Gesetz zur beschleunigten 
Planung und Beschaffung für die Bundeswehr (BwPBBG), u.a.: 

o Anhebung der Wertgrenzen bei Vergaben 
o Aussetzung des Losgrundsatzes 

 Finanzielle Unterstützung zur Anbahnung von Pilotprojekten, die innovative 
Beschaffungsmodelle zur Realisierung herausfordernder und großvolumiger 
Baumaßnahmen nutzen z.B. Integrierte Projektabwicklung (IPA) 

 Standardisierte Risikobewertungen für Forschungsbauten  
 Fast-Track-Verfahren für Labor- und Spezialbauten  
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 Erleichterte Förderfähigkeit von Sanierung, Umbau und technischer 
Ertüchtigung im Bestand in Bundesprogrammen 

 
 
Für mehr und rechtssichere Forschungskooperationen ohne umsatzsteuerliche 
Bremsen: 

4. Bereichsausnahmen im Umsatzsteuerrecht 
Wissenschaftliche Kooperationen sind für die Leistungsfähigkeit Deutschlands 
entscheidend. Im Kern führt die zukünftige Anwendbarkeit des § 2b UStG bei 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen zu Unsicherheiten und finanziell 
erheblichen Zusatzbelastungen. Die Einrichtungen sehen sich vor dem Hintergrund 
der zum 31. Dezember 2026 auslaufenden Übergangsregelung für § 2b UStG bei 
Forschungskooperationen mit der Umsatzsteuer konfrontiert. Auch die 
Zusammenarbeit von öffentlich finanzierten wissenschaftlichen Einrichtungen 
untereinander kann der Umsatzsteuerbarkeit unterworfen sein, so etwa bei 
bestimmten gemeinsamen Berufungen zwischen Hochschulen und außeruniversitären 
Forschungsinstituten. Es bedarf einer Neuregelung in Form einer Bereichsausnahme, 
um zu verhindern, dass Forschung und Innovation durch zusätzliche steuerliche 
Belastungen ausgebremst werden. 
 
Die Wissenschaftsministerkonferenz fordert deshalb: 

 Keine Anwendung des §2b UstG auf wissenschaftliche Kooperationen, 
insbesondere 

-  Klare Abgrenzung wirtschaftlicher/nichtwirtschaftlicher Tätigkeiten  
-  Eindeutig definierte Ausnahmen für den umsatzsteuerlich relevanten 

Leistungsaustausch zwischen überwiegend öffentlich finanzierten 
Wissenschaftseinrichtungen (z. B. beim Steuerprivileg für Daten und 
Infrastruktur-Sharing sowie gemeinsamen Berufungen zwischen 
Hochschulen und außeruniversitären Forschungsinstituten) 

 Klarstellung und ggf. Ausweitung der im Schreiben des BMF vom 27.01.2023 
an die Obersten Finanzbehörden der Länder angelegten Möglichkeiten, 
Bereiche einer Forschungseinrichtung dem unternehmerischen Bereich 
zuzurechnen, mit der Folge, dass Vorsteuer abgezogen werden kann 

 
 
Für Haushalts- und Vergaberegeln, die Innovation beschleunigen: 

5. Modernisierung der Vorgaben der Bundeshaushaltsordnung sowie 
Ausnahmen im Vergabe- und Haushaltsrecht 

Haushalts- und Vergabelogiken sind auf Standardverwaltung, nicht auf innovative 
Projekte und wissenschaftliche Einrichtungen zugeschnitten. Ein innovativ agierendes 
Reallabor, das kurzfristig ein spezialisiertes Messsystem benötigt, muss teils länger 
auf das Ergebnis des Vergabeverfahrens warten, als das gesamte Projektfenster 
dauert. Die Folge ist, dass Pilotvorhaben, Prototypen und Transferprojekte verzögert 
oder gar nicht umgesetzt werden. Es braucht mehr Flexibilität bei 
Mittelbewirtschaftung, förderrechtliche Vereinfachungen und innovationsfreundliche 
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Vergabeformen, damit Pilot- und Transfervorhaben sowie Prototypen schneller 
umgesetzt werden können. 
 
Die Wissenschaftsministerkonferenz fordert deshalb: 

 Bundeseinheitliche Regelungen und Anhebung der Grenzen für Vergaben 
insbesondere bei Direktauftrag und Verhandlungsvergaben oTW 

 Pauschal- und Festbetragsförderung statt Förderungen mit detaillierten 
Einzelnachweisen 

 Vereinfachung von Verwendungsnachweisen 
 Ausweitung der Deckungsfähigkeit zwischen Haushaltstiteln sowie 

Übertragbarkeit nicht verbrauchter Haushaltsmittel innerhalb der 
Gesamtlaufzeit der jeweiligen Vorhaben sowie eine Flexibilisierung der 
Mittelbewirtschaftung für gemeinsam getragene Innovationseinrichtungen im 
gesamten Wissenschaftsbereich in Forschung, Lehre und Transfer 

 Gezielte und begründete Ausnahmen vom Besserstellungsverbot 
 Allgemeine Nebenbestimmungen (ANBest) für institutionelle und 

Projektfinanzierungen sollten im Hinblick auf Flexibilisierungsmöglichkeiten 
geprüft werden 

 Gründungsfreundliche Ausgestaltung von Zuwendungsbescheiden an 
Wissenschaftseinrichtungen und den zugehörigen Nebenbestimmungen nach 
VV zu § 44 BHO im Hinblick auf die Übertragung der Ergebnisse und 
Beschaffungen an Ausgründungen nach Abschluss der Förderungen. 

 Einführung von (ggf. zeitlich befristeten) Erleichterungen im Vergabewesen für 
die Beschaffung von IT-Hardware 

 Innovationsbudgets mit mehrjähriger Flexibilität  
 Digitale End-to-End-Vergabeverfahren  
 Fast-Track-Beschaffung für Hochtechnologie 
 Modernisierung des staatlichen Selbstversicherungsprinzips im 

Zusammenhang mit der Zuwendungsfähigkeit von Versicherungen mit privaten 
Versicherungsgesellschaften 

 
 
Für schnellere medizinische Forschungsdurchbrüche, die den Menschen dienen: 

6. Forschungsfreundliche Regelungen hinsichtlich des Tierversuchsrechts 
Genehmigungsprozesse für Tierversuche sind häufig zu lang und komplex. Dies 
gefährdet die wissenschaftliche und wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit des 
Forschungsstandortes Deutschland. Projekte können nur mit Zeitverzögerungen 
bearbeitet werden, auf neue wissenschaftliche Befunde kann nur verzögert reagiert 
werden, Doktorandenstellen laufen aus, da Drittmittelförderungen enden, bevor das 
Projekt abgeschlossen ist, massive Kosten durch Erhaltungszuchten und 
überbordende Bürokratie entstehen, ebenso kommt es zu Verzögerungen in der 
Entwicklung neuer Medikamente. Notwendig sind standardisierte und verlässliche 
Prüfabläufe, digitale Verfahren und bundeseinheitlich abgestimmte Maßstäbe. Dies 
ermöglicht ethisch verantwortliche Forschung, die Erleichterung länderübergreifender 
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Verbundforschung und die Überführung bereits genehmigter Tierversuche innerhalb 
des Bundesgebiets in den Zuständigkeitsbereich einer anderen Behörde. 
Das Prinzip von Ersatz, Reduktion und Verbesserung von Tierversuchen (3R-Prinzip: 
Replace, Reduce, Refine) fördert Innovation und trägt zu einer hohen Forschungs- und 
Ergebnisqualität maßgeblich bei. Die Zulassung neuer Methoden ist mit 
bürokratischen Hürden verbunden und oft langwierig. 
 
Die Wissenschaftsministerkonferenz fordert deshalb: 

 Rechtliche Klarheit für Forscherinnen und Forscher durch die Verabschiedung 
eines eigenständigen Gesetzes für wissenschaftliche Tierversuche unter 
Wahrung der Tierschutzstandards 

 Angemessene behördliche Prüftiefe, die das fachspezifische Wissen der 
Forscherinnen und Forscher respektiert 

 Abbau des bürokratischen Aufwands und administrativer Hürden, die keinen 
Beitrag zu Verbesserungen des Tierschutzes leisten 

 Rechtssicherheit durch eine bestmögliche nationale Harmonisierung der 
Genehmigungsverfahren u.a. durch einen bundesweit einheitlichen 
Auslegungsrahmen mit klarer und bundesweit einheitlicher Definition der 
wesentlichen Prozessschritte 

 Vorbeugung vermeidbarer Verzögerungen unter Berücksichtigung der 
gesetzlichen Bearbeitungsfrist durch geordnete Abläufe 

 Monitoring der Einhaltung der Fristen und Verfahren anhand von qualitativen 
Daten 

 Flexiblerer und tierschutzgerechter Umgang mit Überschusstieren 
 Vorbeugung der wissenschaftlich nicht fundierten Höherstufung von 

Belastungsgradeinschätzungen 
 Überarbeitung der entsprechenden Regelungen in der Allgemeinen 

Verwaltungsvorschrift des Bundes zum Tierschutzgesetz und Aktualisierung 
der Tierschutzversuchstierverordnung, um kurzfristig für die Forschung 
spürbare Verbesserungen zu erzielen  

 Neuausrichtung des Nationalen Ausschusses beim Bundesinstitut für 
Risikobewertung als institutionalisiertes Expertengremium. Insbesondere für 
die Ersteinschätzung innovativer Methoden und verlässlicher Information über 
Entscheidungen und Gutachten an Genehmigungsbehörden sowie 
Antragstellende 

 Überprüfung der bislang gängigen Begleitung der Genehmigungsverfahren 
durch die Kommissionen nach § 15 Tierschutzgesetz 

 Zentrale digitale Plattform für Tierversuchsanträge  
 Einheitliche Qualifizierungsstandards für Prüferinnen und Prüfer  
 Schnellverfahren für Wiederholungs- und Transfergenehmigungen 
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Für internationale Standortattraktivität und beste Karrierechancen in Deutschland: 

7. Forschungsfreundliche Regelungen bei gentechnischen Methoden und in 
der biomedizinischen Grundlagenforschung 

 
Um international konkurrenzfähig zu bleiben, muss der teilweise jahrzehntealte 
Rechtsrahmen für die biomedizinische Grundlagenforschung u. a. für die Anwendung 
gentechnischer Methoden oder die Forschung mit Stammzellen aktualisiert werden. 
So ist zum Beispiel für das Nachbilden humaner genetischer Erkrankungen in 
Organoiden die Arbeit mit humanen embryonalen Stammzellen entscheidend, die in 
Deutschland sehr restriktiv geregelt ist. Auch die Umsetzung der europäischen 
Vorgaben im Bereich des Gentechnikrechts muss an den aktuellen Stand der 
Forschung angepasst, die Notwendigkeit von Auflagen und Überwachungsvorgaben 
überprüft werden. Feldversuche mit NGT-Pflanzen (Neue genomische Techniken) mit 
größeren Veränderungen im Erbgut bleiben in Deutschland durch unverhältnismäßige 
Auflagen blockiert. Der derzeitige Rechtsrahmen bremst die Forschung, beeinträchtigt 
die internationale Anschlussfähigkeit sowie die Standortattraktivität und führt dazu, 
dass Forschungsergebnisse außerhalb Deutschlands zur Anwendungsreife 
weiterentwickelt werden. Ziel ist vor diesem Hintergrund eine verantwortungsvolle 
Öffnung, die wissenschaftliche Exzellenz ermöglicht, internationale 
Wettbewerbsfähigkeit stärkt und ethische Leitplanken wahrt. 
 
Die Wissenschaftsministerkonferenz fordert deshalb: 

 Vereinfachte Genehmigungs-, Anmeldungs- und Überwachungsverfahren für 
gentechnische Forschung, insbesondere der Sicherheitsstufe S1 

 Novellierung des Embryonenschutzgesetzes und des Stammzellgesetzes, 
d.h.: 

-  Erleichterung der Arbeit (Import und Nutzung) bei nachgewiesenen 
hochrangigen Forschungszielen mit humanen embryonalen Stammzellen  

- Einführung eines differenzierten Genehmigungssystems in der 
biomedizinischen / embryonalen Grundlagenforschung 

-  Zulassung klar begrenzter experimenteller Ansätze zur Untersuchung 
früher Entwicklungsprozesse und der Faktoren, die die 
Entwicklungsfähigkeit von Embryonen beeinflussen 

 Durchgehend digitale Anzeige-, Mitteilungs- und Anmeldeunterlagen 
ermöglichen, Formulare vereinfachen und bundesweit vereinheitlichen sowie 
eine durchgehende Bearbeitung in englischer Sprache ermöglichen, um die 
Internationalisierung der Forschung zu stärken 

 Dokumentationspflichten bei gentechnischer Forschung der Sicherheitsstufe 
S1 und Mitteilungspflichten für Änderungen an S1-relevanten Geräten 
konsequent reduzieren  

 Anpassung der deutschen Regelungen zur Abwasser- und Abfallbehandlung 
an das EU-Recht im Bereich gentechnischer Forschung der Sicherheitsstufe 
S1 
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 Reduzierung der Anforderungen an den Sachkundenachweis für 
Projektleitende und Beauftragte für biologische Sicherheit bei gentechnischen 
Arbeiten der Sicherheitsstufe S1 

 Nach der nun vorliegenden vorläufigen Einigung zwischen dem Europäischen 
Rat und dem Europäischen Parlament über eine Reihe von Vorschriften, mit 
denen ein einheitlicher Rechtsrahmen für neue genomische Verfahren 
geschaffen wird, soll deren Umsetzung in nationales Recht 
forschungsfreundlich erfolgen und zur Stärkung des Wissenschafts- und 
Transferstandorts unter anderem die Schaffung von Forschungsfenstern 
ermöglichen, bei denen auf Forschungszwecke begrenzte Erleichterungen der 
Vorgaben für neue genomische Methoden zugelassen werden. 

 
 
Für mehr Gründungen und leichtere Kommerzialisierung in Deutschland: 

8. Beschleunigung bei Ausgründungen und Vereinfachung im IP-Recht 
Unübersichtliche Schutzrechtsfragen und langwierige Zustimmungsverfahren 
erschweren Hochschulausgründungen. Die Folge ist, dass Wissen zu langsam in 
marktfähige Anwendungen gelangt und Gründungen an Tempo verlieren. Erforderlich 
sind standardisierte IP-Regeln, schlanke Lizenzierungsmodelle und vereinfachte 
Gründungsverfahren, damit Wissen schneller in marktfähige Anwendungen überführt 
werden kann. 
 
Die Wissenschaftsministerkonferenz fordert deshalb: 

 Änderung der Haushaltsordnungen: Aufhebung oder Einschränkung des 
„Schenkungsverbots“ bei Übertragung oder Lizensierung von geistigem 
Eigentum (IP) an Gründungen und Startups oder Einführung von 
liquiditätsschonenden, nachgelagerten IP-Transfer-Modellen  

 Berücksichtigung des Leitprinzips „Gesellschaftlicher Nutzen steht über dem 
monetären Nutzen für öffentliche Hochschulen“, diesbezüglich Abstimmung mit 
Bundes- und Landesrechnungshöfen 

 Einführung von bundesweit einheitlichen Standardverträgen und -verfahren mit 
transparenten Prozessleitfäden, um damit Verhandlungszeiten zu minimieren  

 Bundesweite IP-Datenbank mit Standardlizenzmodellen 
 Erleichterte Nebenbeschäftigungen für Forschende 

 
 
Für mehr Freiräume und schnelleren Transfer: 

9. Bereichsausnahmen im Beihilferecht 
Die Regelungen des europäischen Beihilferechts können frühe Innovationsphasen 
und Transferprojekte hemmen. So kann es etwa passieren, dass sich ein 
Kooperationsprojekt zwischen einer Hochschule und einem Unternehmen zur 
Entwicklung einer klimafreundlichen Speichertechnologie schon vor dem Start wegen 
unklarer beihilferechtlicher Einordnung verzögert. Die Folge sind langsamer abrufbare 
Förderungen, zusätzlicher Prüfaufwand und ein Verlust an Projektdynamik. Wir setzen 
uns für klarere Freistellungen und praxisnahe Leitlinien ein, damit Förderungen 
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rechtssicher, zügig und ohne übermäßige Notifizierungslasten möglich sind. Gerade 
in marktnahen Innovations- und Skalierungsphasen entstehen dadurch zunehmend 
strukturelle Nachteile. Betroffen sind mit Demonstrations-, Pilotierungs-, Validierungs- 
und Erstskalierungsvorhaben genau jene Phasen, in denen wissenschaftliche 
Erkenntnisse in industrielle Anwendungen und marktfähige Geschäftsmodelle 
überführt werden sollen.  
 
Die Wissenschaftsministerkonferenz fordert deshalb: 

 Erhalt von Steuererleichterungen und -vergünstigungen für 
Forschungseinrichtungen bei Kooperationen mit Wirtschaftsunternehmen 

 Erweiterung und Präzisierung beihilferechtlicher Freistellungstatbestände für 
frühe Transfer- und Gründungsvorhaben  

 Vereinfachte, aber belastbare Bewertungs- und Dokumentationsverfahren für 
IP-Transfers, klare De-minimis- und AGVO-kompatible Regelungen für 
Professorenfreistellungen sowie rechtssichere Modelle für den Zugang junger 
innovativer Unternehmen zu Forschungsinfrastrukturen 

 Standardisierte Prüfpfade für Behörden  
 Engagement auf europäischer Ebene für vereinfachte und beschleunigte 

beihilferechtliche Verfahren, insbesondere für die Weiterentwicklung der 
Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) sowie des FuEuI-
Unionsrahmens  

 
 
Für neue Wege des Finanzierens und mehr Miteinander von Privat und Staat: 

10. Forschungs- bzw. transferfreundliche Regelungen im Steuer- und 
Gemeinnützigkeitsrecht 

Gemeinnützige Forschungseinrichtungen stoßen bei Kooperationen mit Unternehmen 
oft an enge rechtliche Grenzen und laufen Gefahr, ihren Status der Gemeinnützigkeit 
zu verlieren. So kann es sein, dass ein Forschungsinstitut, das gemeinsam mit einem 
Start-up eine neue Materialtechnologie entwickeln will, befürchten muss, als zu 
wirtschaftsnah eingestuft zu werden. Die Folge sind erschwerte Kooperationen, 
gebremster Transfer und unnötige Rechtsunsicherheit. Eine Forschungsprivilegierung 
im Gemeinnützigkeitsrecht soll Kooperationen erleichtern, ohne den Status der 
Gemeinnützigkeit zu gefährden, sofern die Erträge vollständig und nachweisbar in die 
Forschung zurückfließen. Deutschland braucht zudem stärkere steuerliche Anreize für 
private Forschungsinvestitionen. Ein echtes Steuerprivileg für die Forschung würde 
insbesondere Unternehmen und mittelständische Akteure motivieren, mehr in 
Forschung, Entwicklung und Transfer zu investieren. 
 
Die Wissenschaftsministerkonferenz fordert deshalb: 

 Anerkennung von Wissens- und Technologietransfer als gemeinnütziger 
Zweck, insbesondere die Erprobung früher Produktionsstufen. Dabei sind 
nichtwirtschaftliche Forschung, vorwettbewerblicher Transfer und 
wirtschaftliche Auftrags- bzw. Produktionsleistungen eindeutig abzugrenzen 
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 Steuerliche Privilegierung (z.B. nach dem Vorbild der Parteispende) von 
privaten Zuwendungen an Forschungseinrichtungen (auch bei 
Forschungskooperationen mit Wirtschaftsunternehmen) 

 Anreize für private Forschungsinvestitionen schaffen 
 Erleichterte Vermögensübertragungen an Forschungseinrichtungen 

 
 

Unser gemeinsamer Auftrag:  
Freiheit als Voraussetzung für Fortschritt 
Deutschlands Innovationslandschaft braucht einen neuen Rechtsrahmen, um neue 
Freiräume zu ermöglichen, attraktiv für die besten Köpfe zu bleiben und den Erfolg von 
Forschung und Innovation sicherzustellen. Anpassungen an den bestehenden 
Regelungen sind daher auf allen Ebenen entschlossen, zielgenau und schnell 
umzusetzen. Auch das Innovationsfreiheitsgesetz muss dabei als zentraler Baustein 
ein starkes Bekenntnis zu wissenschaftlicher Exzellenz, mutiger Reformpolitik und 
echter Innovationsfreundlichkeit werden. 
Es muss ein klares Signal an Wissenschaft, Wirtschaft und die Welt senden: 
Deutschland setzt auf ein Mehr an Freiheit als Voraussetzung für Fortschritt. Die 
Länder stehen bereit, gemeinsam mit dem Bund und der Europäischen Union diesen 
Aufbruch zu gestalten. 
 


